Preußiſche Geſetzsammlung 


Tag Inhalt: Seite 


(Nr. 13246.) Gefe über Erweiterung des Stadtkreiſes Königsberg. Vom 9. Juni 1927. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
: 91 


Die Landgemeinden Juditten, Neuhufen, Kummerau und Devau, die Gutsbezirke Kontienen, 
Friedrichswalde, Rathshof, Maraunenhof, Großer Exerzierplatz und Speichersdorf ſowie die in 
der Anlage 1 unter Nr. 1 bezeichneten Teile der Landgemeinde Quednau und der Gutsbezirke 
Groß Friedrichsberg und Liep, ſämtlich zum Landkreiſe Königsberg i. Pr. gehörig, werden mit dem 
Stadtkreiſe und der Stadt Königsberg vereinigt. 


9 2. 

(u) Das Ortsrecht der Stadt Königsberg tritt in den eingemeindeten Gebietsteilen an dem 
vom Magiſtrat der Stadt Königsberg jeweils beſtimmten, im Königsberger Stadtanzeiger bekannt- 
zugebenden Tage in Kraft. Bis zu dieſem Zeitpunkte verbleibt es in jedem Gebietsteile bei dem 
bisher geltenden Ortsrechte. 

(2) Die Ausdehnung der in der Stadt Königsberg geltenden Polizeiverordnungen auf das 
Eingemeindungsgebiet hat unter Beobachtung der für Polizeiverordnungen allgemein vorgeſchriebenen 
Form zu erfolgen. 93 


Bis zum 15. November 1927 ſind die Stadtverordnetenverſammlung der Stadt Königsberg 
ſowie der Kreistag des Landkreiſes Königsberg neu zu wählen. 


8 4. 

(1) Die Stadtgemeinde Königsberg übernimmt diejenigen Beamten und Angeſtellten, die bei 
der Kreisverwaltung infolge der Eingemeindung entbehrlich werden. Der Landkreis verpflichtet 
ſich, nur Beamte und Angeſtellte mit mindeſtens fünfjähriger, einwandfreier Dienſtzeit beim Kreiſe 
abzugeben und ſie binnen zwei Jahren, vom Tage des Eintritts der Umgemeindung ab, der Stadt⸗ 
gemeinde zur Verfügung zu ſtellen. Mit Ablauf dieſes Tages erliſcht die Verpflichtung der 
Stadtgemeinde. Die Zahl der von der Stadtgemeinde zu übernehmenden Beamten und Angeſtellten 
wird nach dem Verhältniſſe bemeſſen, in dem die Einwohnerzahl des Eingemeindungsgebiets zur 
Einwohnerzahl des Landkreiſes ſteht, und darf die Zahl von einem Beamten und drei Angeſtellten 
oder von zwei Beamten und zwei Angeftellten nicht überſteigen. 

(2) Beamte des Landkreiſes Königsberg, die bei der Kreisverwaltung des Landkreiſes Königs, 
berg i. Pr. infolge der Eingemeindung entbehrlich werden, ſind auf Verlangen der Stadt Königs⸗ 
berg verpflichtet, in ihren Dienſt überzutreten, falls die Aufgaben, das Dienſteinkommen und die 
Verſorgung denen ihres bisherigen Amtes gleichwertig ſind. ; 

(3) Ob die Vorausſetzung der Gleichwertigkeit erfüllt iſt, entſcheidet im Streitfalle die 
Beſchlußbehörde. 
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8 5. 

4) Aus dem Gutsbezirke Palmburg, denjenigen Teilen des Gutsbezirkes Liep, die nicht gemäß 
$ 1 dieſes Geſetzes mit dem Stadtkreiſe Königsberg vereinigt werden, und den in der Anlage 1 
unter Nr. 2 bezeichneten Teilen des Gutsbezirkes Lapſau und der Landgemeinde Lauth wird eine 
Landgemeinde Palmburg gebildet. 

(2) In der Landgemeinde Palmburg bleibt das in jedem Gebietsteile bisher geltende Ortsrecht 
vorläufig in Kraft. Es tritt drei Monate nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes außer Kraft, ſoweit 
nicht ſchon vor dieſem Zeitpunkte das bisherige Ortsrecht durch neues Ortsrecht außer Kraft geſetzt 
wird. Soweit neues Ortsrecht vor Ablauf von drei Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes nicht 
geſchaffen wird, kann der Kreisausſchuß bis zum Erlaſſe neuen Ortsrechts die erforderlichen Satzungen 
und Ordnungen beſchließen. i 

8 6. 
Rechtsnachfolgerin des aufgelöften Gutsbezirkes Liep iſt die Stadt Königsberg. 


8 7. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Anordnungen. 


88. 

Dieſes Geſetz tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Der Auseinander- 
ſetzung zwiſchen Stadt. und Landkreis Königsberg gemäß § 2 Abf. 7 und 8 der Städteordnung 
für die öſtlichen Provinzen iſt als Stichtag der 1. April 1927 zugrunde zu legen. Bei der 8eſt⸗ 
ftellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Gemeinden und Gutsbezirke, deren Grenzen durch 
dieſes Geſetz verändert werden, tritt für das Rechnungsjahr 1927 an die Stelle des im § 11 des 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze als Stichtag beſtimmten 31. März der 
1. April 1927 als Stichtag. — 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. Juni 1927. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium 


(Siegel.) Für den Miniſterpräſidenten: 
Becker. Grzeſinſki. 
Anlage 1. 


Nr. 1 (zu 8 J). 
a) Diejenigen Teile der Landgemeinde Quednau, die ſüͤdlich der äußeren Grenze der Ringchauſſee liegen; 


b) diejenigen Teile des Gutsbezirkes Groß Friedrichsberg, die im Raume zwiſchen der Chauffee Königsberg⸗ 
Lawsken-Moditten im Norden und dem Pregel im Süden von der jetzigen Landgemeinde Juditten 
und der Landgemeinde Moditten umſchloſſen werden; 


e) der geſamte Gutsbezirk Liep mit Ausnahme der im Grundbuche Liep Band I, Kartenblatt 1 und 2 


bezeichneten Teile. 
f f Nr. 2 (zu $5). 
a) Gutsbezirk Lapſau, Grundbuch Lapſau Band I, Kartenblatt 3; 
b) Landgemeinde Lauth, Grundbuch Lauth Band II, Kartenblatt 22. 


Bedingungen der Vereinigung, die als Beſtandteil des Geſetzes zu veröffentlichen ſind: 


1. Landgemeinde Juditten. 


gl. 
; 1. Mit dem Tage der Vereinigung treten für die Gemeinde Juditten die in der Stadtgemeinde 
Königsberg geltenden kommunalen Abgaben in Kraft. Gleichzeitig treten die bisher in Juditten geltenden 
Beſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft. 
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2. Soweit die von der Stadt Königsberg erhobenen Steuern vom Grundbeſitze den Betrag überſteigen, 
der von den in Juditten gelegenen Grundſtücken nach den für das Rechnungsjahr 1926 maßgebenden Beſchlüſſen 
der Gemeinde Juditten zu zahlen iſt, wird der Mehrbetrag von den zur Zeit des Vertragsabſchluſſes im 
Grundbuch eingetragenen Grundſtückseigentümern und deren Erben erſt für die Zeit nach Ablauf von 
acht Jahren nach der Vereinigung erhoben. Dieſe Vergünſtigung bleibt auch beſtehen, wenn aus irgendeinem 
Grunde ſich die Grundlagen für die Grundſtücksbewerkung ändern follten. Tritt nach der Vereinigung ein 
Grundbeſitzwechſel außer dem Falle des Erbganges ein, ſo darf von dem auf den Eigentumsübergang folgenden 
Monatserſten ab ohne weiteres die volle Grundſteuer erhoben werden. 

3. Hinſichtlich der Gewerbeſteuer vom Ertrag und vom Kapital bleibt während acht Jahren vom 
Zeitpunkte der Vereinigung ab für die im gleichen Zeitpunkt in der Gemeinde Juditten anfäffigen Gewerbe- 
treibenden und deren Erben die Spanne, die im Zeitpunkte der Vereinigung zwiſchen den Zuſchlägen in der 
Gemeinde Juditten einerſeits und der Stadt Königsberg andererſeits vorhanden ift, beſtehen. 

4. Für den Gewerbebetrieb der Koholyt⸗Aktiengeſellſchaft ermäßigt ſich die Spanne (Abſ 3) im erſten 
Jahre um ein Viertel, im zweiten Jahre um zwei Viertel, im dritten Jahre um drei Viertel, während mit 
dem vierten Jahre nach der Vereinigung die volle Gewerbeſteuerpflicht eintritt 

5. Sonderſteuern und Vorortsſteuern irgendwelcher Art werden für den Gemeindebezirk Juditten nicht erhoben. 


82 

Die im Gemeindebezirke Juditten zur Zeit anſäſſigen Pacer und ihre unmittelbaren Nachfolger im 
Beſitze der von ihnen unterhaltenen Gewerbebetriebe bleiben von der Verpflichtung zur Benutzung des Königs⸗ 
berger Schlachthofs befreit. Die Überwachung der Gewerbebetriebe übt ein Tierarzt der Stadt Königsberg 
aus (lber Beſchwerden der Fleiſcher gegen dieſen Tierarzt entſcheidet der Regierungspräſident in Königsberg. 
Dieſe Sonderrechte endigen ſpäteſtens am 31 März 1935 

Im übrigen bleiben im Gemeindebezirke Juditten Hausſchlachtungen, die nicht zu gewerblichen Zwecken, 
ſondern nur zur Deckung des eigenen Bedarfs des Schlachtenden vorgenommen werden, geſtattet, ſolange nicht 
polizeiliche Rückſichten entgegenſtehen. 

Die Fleiſchſchau im Gemeindebezirke Juditten wird an Ort und Stelle ausgeübt. 


2. Landgemeinde Neuhufen. 
g | 51 
Mit dem Tage der Vereinigung treten für die Gemeinde Neuhufen die in der Stadtgemeinde Königs 
berg zu erhebenden kommunalen Abgaben in Kraft. Gleichzeitig treten die bisher in Neuhufen geltenden 
Beſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft. 

1. Bei der Gewerbeſteuer wird bezüglich der zur Zeit des Vertragsabſchluſſes in der Gemeinde Neu- 
hufen anſäſſigen Gewerbetreibenden für die Beſteuerung ihres jeweiligen Gewerbekapitals verein⸗ 
bart, daß die Spanne, welche am Tage der Eingemeindung zwiſchen der ſteuerlichen Belaſtung 

der Steuerpflichtigen von Neuhufen und derjenigen in der Stadtgemeinde Königsberg vorhanden 
iſt, beſtehen bleibt 5 

2. Bei der Steuer vom Grundbeſitze werden die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes im Grundbuch 
eingetragenen Grundſtückseigentümer, ſoweit ſie in Neuhufen, Königsberg und den gleichzeitig 
eingemeindeten Gemeinden wohnen, ſowie deren Ehegatten und Kinder mit keinen höheren Zu- 
ſchlägen belaſtet als den in Neuhufen für das Rechnungsjahr 1926 maßgebenden 

3. Die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes eingetragenen und auf ihrem Grundeigentum in der Ge- 
meinde Neuhufen wohnenden Grundſtückseigentümer bleiben von der Hundeſteuer für je einen 
Hofhund und einen Wachhund befreit. 

4. Die Maßgaben der Ziffern 1 bis 3 gelten für die Dauer von zwölf Jahren nach dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes. 

8 2 


Die zur Zeit der Vereinigung in der Gemeinde Neuhufen anſäſſigen Einwohner find berechtigt, Schlach— 
tungen zur Deckung des eigenen Fleiſchbedarfs auf ihren Grundſtücken vorzunehmen, ſolange keine polizeilichen 
Bedenken entgegenſtehen. 

3. Landgemeinde Devau 
8 1 

1. Mit dem Tage der Vereinigung treten für die Gemeinde Devau die in der Stadtgemeinde Königs— 
berg i. Pr. zu erhebenden kommunalen Abgaben in Kraft Gleichzeitig treten die bisher in Devau geltenden 
Beſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft. 

2. Soweit die Grund- und Gewerbeſteuern über die Sätze hinausgehen, die in der Gemeinde Devau 
nach den für das Rechnungsjahr 19 6 maßgebenden Beſchlüſſen erhoben werden, ſind die den höheren Sätzen 
entſprechenden Beträge erſt von demjenigen Vierteljahrserſten an zu zahlen, der auf das Vierteljahr folgt, in 
welchem die Hauptſtraße (verlängerte Königsallee) bis zur Brauerei Königsberg mit Gas. und Elektrizitäts. 
leitung ſowie mit Waſſerleitung und Kanaliſation, die Radialſtraße von der Hauptſtraße an etwa 250 Meter 
weit mit Kanaliſation verſehen iſt. 
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3. Von der Hundeſteuer bleiben Hof- und Ziehhunde und bis zum 31. März 1930 auch Jagdhunde 
derjenigen Hundehalter frei, die zur Zeit der Vereinigung in Devau wohnen und an dieſem Tage eigene 
Jagdhunde halten. 


4. Landgemeinde Quednau. 


81 
Mit dem Tage der Vereinigung treten für den eingemeindeten Teil der Landgemeinde Quednau die 
in der Stadtgemeinde Königsberg zu erhebenden kommunalen Abgaben in Kraft. Gleichzeitig treten inſoweit 
die bisher in Quednau geltenden Beſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft. 
Zuſatzſteuern über die in Königsberg i Pr erhobenen Steuern hinaus werden dem eingemeindeten 
Gebiete nicht auferlegt werden. 
9 2. 
In dem eingemeindeten Teile von Quednan dürfen Hausſchlachtungen für den eigenen Bedarf unter 
Befreiung vom Schlachthofzwange vorgenommen werden. Das gilt nicht für gewerbsmäßige Schlachtungen 
und nur ſo lange, als nicht veterinärpolizeiliche Bedenken entgegenſtehen. 


5. Landgemeinde Kummerau. 
8 1. 

Mit dem Tage der Vereinigung treten für die Gemeinde Kummerau die in der Stadtgemeinde Königs⸗ 
berg geltenden kommunalen Abgaben in Kraft. Gleichzeitig treten die bisher in Kummerau geltenden Be⸗ 
ſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft i i 

Die Belaftung der in der bisherigen Gemeinde Kummerau gelegenen gärtneriſch und landwirtſchaftlich 
genutzten Grundſtücke mit Steuern vom Grundbeſitz darf für die Dauer von zwölf Jahren nach Inkrafttreten 
des Vertrags nicht höher fein als die durchſchnittliche Belaſtung in den Landgemeinden des Landkreiſes 
Königsberg oder, wenn dieſe durchſchnittliche Belaſtung niedriger iſt, nicht höher als die Belaſtung in der 
Gemeinde Kummerau zur Zeit des Inkrafttretens des Vertrags. Iſt zur Deit der Eingemeindung die Be⸗ 
laſtung mit Grundſteuern in der Gemeinde Kummerau höher als zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, To gilt 
dieſer höhere Satz als unterſte Grenze. 

Eine Vieh⸗ und Wagenſteuer wird für den oben erwähnten Zeitraum von den Bewohnern des jetzigen 
Gemeindebezirkes Kummerau nicht erhoben. Ebenſo find die erſten Hof und Hütehunde für dieſelbe Zeit von 
der Hundeſteuer befreit. 

92. l 


Eigentümer oder Pächter von Grundſtücken ſowie die in Kummerau wohnhaften und dort beſchäftigten 
landwirtſchaftlichen Arbeiter dürfen bis zum 31. März 1940 zur Deckung des eigenen Bedarfs Haus⸗ 
ſchlachtungen unter Befreiung vom Schlachthofzwang vornehmen, es ſei denn, daß polizeiliche Gründe die 
vorherige Einführung des Schlachthofzwanges erfordern. 


6. Gutsbezirk Friedrichswalde. 
81 

Mit dem Tage der Vereinigung, wenn dieſer Tag aber nicht auf den erſten Tag eines Kalendervierteljahrs 
fällt, mit dem erſten Tage des nächſten Kalendervierteljahrs, treten für den Gutsbezirk Friedrichswalde die in 
der Stadt Königsberg zu erhebenden kommunalen Abgaben in Kraft. Gleichzeitig treten die bisher im Guts⸗ 
bezirke Friedrichswalde geltenden Beſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft. 

Die ſteuerliche Belaſtung darf für die Dauer von zehn Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags für die 
garten und landwirtſchaftlich genutzten Flächen und die zur Seit zum Gutsbezirke Friedrichswalde gehörigen 
Gebäude nicht höher ſein, als der von der Kreisumlage auf ſie entfallende Teil wäre, wenn ſie in gleich⸗ 
artigen Gutsbezirken des Landkreiſes Königsberg lägen. 


8 2. 
Im jetzigen Gutsbezirke Friedrichswalde dürfen, ſoweit und ſolange polizeiliche Bedenken nicht entgegen⸗ 
ſtehen, Hausſchlachtungen zum eigenen Bedarfe der Gutsinſaſſen, nicht zum Verkaufe, wie bisher vorgenommen 


werden. 
Die Fleiſchſchau für dieſe Schlachtungen wird an Ort und Stelle ausgeübt. 


7. Gutsbezirk Großer Exerzierplatz. 
8 1. 
Mit dem Tage der Vereinigung treten für den Gutsbezirk Großer Exerzierplatz die in der Stadtgemeinde 
Königsberg i. Pr. zu erhebenden kommunalen Abgaben in Kraft. Gleichzeitig treten die bisher im Gutsbezirke 
Großer Exerzierplatz geltenden Beſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft. 


BR 


Die Heeresverwaltung darf jedoch durch die Eingemeindung des Großen Exerzierplatzes, ſolange und foweit 
dieſer ſeiner jetzigen Zweckbeſtimmung erhalten bleibt, mit Gemeindeſteuern, Gebühren und Beiträgen nur in 
der Höhe belaſtet werden, wie ſie von der Heeresverwaltung auch ohne die Eingemeindung des Großen 
Exerzierplatzes zu tragen wären. 


8. Gutsbezirk Groß Friedrichsberg. 


8 1. 

Die Grundſteuer für die eingemeindeten Teile des Gutsbezirkes Groß Friedrichsberg darf nicht höher ſein, 
als die auf dieſe Teile entfallende Kreisumlage wäre, wenn ſie nicht eingemeindet worden wären. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung gilt ſo lange, als die eingemeindeten Teile mit dem Hauptgute Groß Friedrichsberg einheitlich landwirt⸗ 
ſchaftlich genutzt werden. 


9. Gutsbezirk Liep. 


ö 8 1 

Mit dem Tage der Vereinigung, wenn dieſer Tag aber nicht auf den erſten Tag eines Kalender⸗ 
vierteljahrs fällt, mit dem erſten Tage des nächſten Kalendervierteljahrs, treten für den eingemeindeten Teil 
des Gutsbezirkes Liep die in der Stadt Königsberg i. Pr. zu erhebenden kommunalen Abgaben in Kraft 
unge treten inſoweit die bisher im Gutsbezirke Liep geltenden Beſtimmungen über kommunale Abgaben 
außer Kraft. ER 

Die ſteuerliche Belaſtung darf für die Dauer von zwölf Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags für den 
Garten- und Landwirtſchafts⸗Betrieb der Gutswirtſchaft Liep ſowie für die zur Zeit zum Gutsbezirke Liep 
gehörigen Gebäude nicht höher ſein, als der von der Kreisumlage auf ſie entfallende Teil wäre, wenn die 
Vereinigung nicht erfolgt wäre. 


10. Gutsbezirk Rathshof. 


8 1. 
Mit dem Tage der Vereinigung treten für den Gutsbezirk Rathshof die in der Stadt Königsberg zu 


erhebenden Steuern und kommunalen Abgaben in Kraft Gleichzeitig treten die bisher im Gutsbezirke Raths⸗ 


hof geltenden Beſtimmungen über kommunale Abgaben außer Kraft. 

Die Belaſtung mit Grund. und Gebäudeſteuern darf für die Dauer von zwölf Jahren nach Inkrafttreten 
des Vertrags für die gärtneriſch und landwirtſchaftlich genutzten Flächen der Gutswirtſchaft Rathshof nicht 
De fein, als der von der Kreisumlage auf fie entfallende Teil wäre, wenn fie in gleichartigen Guts⸗ 
bezirken des Landkreiſes Königsberg lägen. Im übrigen finden die Beſtimmungen zu 1 (Landgemeinde 
Juditten) § 1 Ziffer 2 ſinngemäße Anwendung. 


| | | 52. 
In jetzigen Gutsbezirke Rathshof dürfen auf die Dauer von zwölf Jahren vom Tage der Eingemeindung 
ab von dem jetzigen Gutsbeſitzer und feinen Erben Hausſchlachtungen zum eigenen Bedarfe, ſoweit und ſolange 
polizeiliche Bedenken nicht entgegenſtehen, vorgenommen werden 


: a Fleiſchſchau für Hausſchlachtungen im ehemaligen Gutsbezirke Rathshof wird an Ort und Stelle 
ausgeübt. 


(Rr. 13247.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnung vom 13. April 1927 (Geſetzſamml. 
i S. 48) über vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des 
Friedensvertrags. Vom 8. Juni 1927. 


ar Preußiſche Landtag hat die mr des Artikels! §! des Geſetzes vom 19. Juli 1919 (Geſetzſamml. 

S. 115) über Ermächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der 
Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des Friedensvertrags erlaſſene Verordnung vom 13. April 1927 
eaten = über vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedens⸗ 
ertrags genehmigt. 


Berlin, den 8. Juni 1927. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Schmidt. 


Dr. GrunausHorten. str. 1272 
R 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
Der unter dem 5. Mai 1927 erlaſſene I. Nachtrag zur Ausführungsanweiſung vom 8. Januar 1927 
zu dem Reichsgeſetze zur Regelung des Verkehrs mit Milch vom 23. Dezember 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 528) 


iſt im Miniſterialblatt der Preußiſchen Verwaltung für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten Nr. 21 vom 
21. Mai 1927 auf S. 445 verkündet worden. 


Der Nachtrag iſt mit ſofortiger Wirkung in Kraft getreten 
Berlin, den 2. Juni 1927. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


l. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. April 1927 


über die Genehmigung eines Beſchluſſes der Schleſiſchen Generallandſchaftsdirektion vom 
22. März 1927 über die Erwerbung von Aufwertungshypotheken und die Ausgabe von 
Goldpfandbriefen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 20 S. 159, ausgegeben am 14. Mai 1927; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. April 1927 f 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektrowerke Aktiengeſellſchaft in Berlin, A 


für den Bau einer 100 000 Volt⸗Doppelleitung vom Kraftwerk Trattendorf, Kreis Sprem⸗ 
berg, nach Berlin 

durch die Amtsblätter 
der Regierung in Potsdam Nr. 19 S. 99, ausgegeben am 7. Mai 1927, 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 18 S. 113, ausgegeben am 7. Mai 1927, und 
für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 19 S. 109, ausgegeben am 7. Mai 1927; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28 April 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Kirn a. d. Nahe für die 
Anſchüttung eines Hochwaſſerſchutzdamms auf dem rechten Naheufer und zur Verlegung 
des Meckenbacher Weges auf dieſem Damm : 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 20 S. 7 J, ausgegeben am 21. Mai 1927; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Mai 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Gardelegen 
Neuhaldensleben-Weferlingen in Neuhaldensleben für den Bau und Betrieb einer voll. 
ſpurigen Schienenverbindung von der Ladeſtelle Süplingen nach Dönſtedt mit Abzweigung 
nach dem kreiseigenen Steinbruch im Dönſtedter Walde 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 22 S. 95, ausgegeben am 28. Mai 1927. 
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